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Die folgenden Überlegungen sind entstanden aus der Besorgnis über die 
mehrsprachige Zukunft Europas, deren Wünschbarkeit axiomatisch gesetzt 
wird, ohne daß für die Umsetzung viel geschähe: Sie sind daher mehr Skizze 
als Ertrag, mehr Essay als Synthese. Und sie greifen über die Grenzen der 
Romania hinaus. Vielleicht können sie trotz dieser skizzenhaften Form Aus-
gangspunkt für eine vertiefte Beschäftigung mit dem Problem werden. 
l. Aspekte der sprachenpolitischen Praxis der EU 
Mehrsprachigkeit hat offensichtlich Konjunktur in der EU: Nachdem diese 
lange Zeit nur implizite Sprachenpolitik betrieben hat, indem sie die offizi-
ellen Sprachen aller Mitglieder zu ihren offiziellen Sprachen machte - der-
zeit sind es elf -, hat sie die Kulturpolitik seit den letzten Revisionen der 
Verträge auch offiziell zu ihrem Thema gemacht und unternimmt Anstren-
gungen, die europäische Mehrsprachigkeit mit den ihr zur Verfügung ste-
henden - allerdings begrenzten - Möglichkeiten zu stützen. Das geschieht 
allerdings in einem Moment, in dem das Modell der Vielsprachigkeit aller 
Voraussicht nach an der Grenze seiner Belastbarkeit angekommen ist: Wer-
den neue Beitrittskandidaten aufgenommen, so ist damit zu rechnen, daß das 
Sprachenrecht der EU revidiert wird. Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß 
dann die bisherigen offiziösen Arbeitssprachen Französisch und Englisch zu 
offiziellen werden, möglicherweise begleitet vom Deutschen. Aber auch 
Spanisch und Italienisch (sowie vielleicht eine Sprache aus Osteuropa) wer-
den als mögliche weitere Arbeitssprachen angesehen, soll der Schnitt nicht 
zu brutal ausfallen. Im Augenblick scheint niemand an die Einführung einer 
einzigen offiziellen Sprache der EU zu denken, obwohl die Zahl der tat-
sächlich verwendeten Arbeitssprachen und vor allem der Umfang ihrer 
Verwendung rückläufig zu sein scheint. Immerhin wäre schon der Abgang 
vom bisherigen egalitären (soweit es die offiziellen Staatssprachen betrifft) 
zu einem oligarchischen Prinzip ein deutlicher Einschnitt. Auch auf der 
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symbolischen Ebene der mentalen Repräsentanzen der EU könnte sich man-
ches ändern. Das wird im gegebenen Augenblick mitzubedenken sein. Den-
noch soll sich - so die Verlautbarungen der Verantwortlichen - am Prinzip 
einer grundsätzlich mehrsprachigen Organisation nichts ändern. 
Unterhalb dieser höchsten Ebene siedeln sich Maßnahmen an, die den 
Erwerb von Fremdsprachen fördern sollen. Dabei gibt es die Vorstellung, 
der zukünftige EU-Bürger solle über Kompetenzen in (mindestens) drei le-
benden Sprachen verfügen: der Sprache seines Heimatstaates, des Engli-
schen und (mindestens) einer „Nachbarsprache" eines anderen EU-Staates. 
Der Rest der Welt, der in Österreich etwa an der tschechischen, slowaki-
schen, ungarischen oder slowenischen Grenze beginnt, oder in Gestalt der 
ausländischen Mitbürger in der ganzen EU mit den EU-Bürgern zusam-
menlebt, kommt in diesem Konzept nicht vor. Die Umsetzung dieses Kon-
zeptes in die Bildungspolitik würde eine starke Beschränkung des allemal 
nur recht engen Kanons der in den Schulen gelehrten Sprachen bedeuten, 
daher wird es, soweit ich das beobachten kann, nur zögernd in einzelstaatli-
che Politik umgesetzt. Die Zielsetzung wird allerdings deutlich, wetµl man 
weiß, daß das Europäische Siegel für innovative Sprachenprojekte nur für 
Initiativen in den offiziellen EU-Sprachen offensteht, also weder fUr die 
Sprachen anderer Staaten noch für die Sprachen von Minderheiten in der 
EU. Diese können allenfalls auch in einem Projekt vertreten sein. Ganz am 
Rande sei bemerkt, daß die Sprachen- und Kommunikationspolitik im 
Haushalt der EU nur einen vergleichsweise minimalen Anteil ausmacht. 
Diese Prozesse spielen sich vor dem Hintergrund eines weltweiten Funk-
tionszuwachses des Englischen ab, das de facto in vielen Bereichen als lin-
gua franca funktioniert und in dieser Funktion auch in internationalen Ab-
kommen usw. immer stärker institutionalisiert wird. Teilweise verdrängt es 
dabei andere Sprachen, die regional oder sektoriell ähnliche Funktionen ein-
genommen haben, wie etwa das Französische. Allerdings kommt es im Zuge 
der räumlichen Erweiterung der weltweiten Kommunikationsprozesse auch 
zur Entstehung oder Bewahrung anderer Verkehrssprachen, und an einigen 
Stellen scheint es sogar, daß die Position des Englischen bedrängt würde 
(etwa im Süden der USA). Hier ließe sich eine Hierarchie der Entwicklun-
gen aufzeigen; in der weltweiten Resultante ist das Englische allerdings der-
zeit der große Gewinner. Die Geschichte hat jedoch gezeigt, wie relativ 
schnell sich solche Trends verändern können. Schließlich ist vielleicht auch 
~ Erinnerung zu rufen, daß das als /ingua franca verwendete Englisch in 
vielen Fällen nur sektorieller und auch nur wenig differenzierter Kommuni-
kation dienen kann. 
Damit soll gesagt werden, daß die erklärten sprachenpolitischen Vor-
stellungen der EU und ihre Praxis in mancher Hinsicht auseinanderklaffen. 
Der erklärten Absicht der Förderung vieler Sprachen steht eine Praxis ge-
genüber, die immer weniger Sprachen durch Verwendung fördert. 
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Bevor ich diese Überlegungen weiterführen möchte, ist vielleicht ein 
kleiner Einschub über die Funktionen von Sprache nicht unnütz. 
2. Kommunikation und Demarkation 
Sprache erfüllt u. a. zwei große Aufgaben, die der Kommunikation und die 
der Demarkation. Während die erste jedem als selbstverständlich bewußt ist 
wird die zweite oft (zu) wenig beachtet. Jeder sprachliche Austausch dien~ 
(in irgendeiner Weise) der Kommunikation, der Kontaktaufuahme mit dem 
jewei!s ~deren, a?er inde~ zwei Partner ~iteinander kommunizieren, gren-
zen sie steh zugleich vonemander ab, versichern sich ihrer Verschiedenheit. 
Beide Funktionen vollziehen sich parallel, wobei bald die eine, bald die an-
dere stärker in den Vordergrund tritt. Grundlage der Kommunikation ist da-
bei, wie wir aus allen Kommunikationsmodellen wissen, die Gemeinsamkeit 
der sprac~lichen „Codes" (die aber keine Codes im strengen Sinne sind, 
sondern viel stärker konventionellen Charakter mit einer deutlichen Un-
schärferelation besitzen und außerdem in starkem Maße auf kollektiven und 
individuellen Erfahrungen beruhen). Dazu gehören auch außersprachliche 
Erscheinungen wie die Gemeinsamkeit der uns umgebenden außersprachli-
chen Welt, usw. All diese Gemeinsamkeiten sind jedoch nie vollständig, 
sondern allenfalls tendynziell. Daraus zeigt sich, daß unsere Kommunikation 
nie „vollständig" gelingen kann, sondern immer fragmentarisch bleiben 
muß. Auch im Momen! ve?Deintlichen völligen Verständnisses zeigen sich, 
aufgrund des untersch1edhchen Erfahrungshorizontes der Betroffenen, zu-
mindest haarfeine Sprünge (der Unterschied kann unwesentlich scheinen, 
und dennoc~: Es ist ein Unterschied, ob ich einen Hörsaal ein Semester lang 
aus der Pos1t1on des Vortragenden oder der des Zuhörenden sehe, wenn da-
bei auch dieselbe, in diesem Fall zunächst außersprachliche, Realität geteilt 
wird). Natürlich können wir mit diesen Unterschieden „normalerweise" um-
gehen, d. h. wir können sie so relativieren, daß unsere kommunikative Tä-
tigkeit in zufriedenstellendem Maße gelingt. 
Somit ist die Demarkation in jeder Kommunikationstätigkeit enthalten. 
Der Grenzfall ist dann erreicht, wenn aufgrund der Verschiedenheit der ver-
wendeten sprachlichen Konventionen die Kommunikation erkennbar nicht 
mehr gelingt. Dann ist die Verschiedenheit so weitgehend, daß eine sprach-
liche Verständigung im eigentlichen Sinne nicht mehr möglich ist. Die ver-
wendeten Sprachen dienen nur noch der Abgrenzung. Soll es in einem sol-
chen Falle dennoch zu Kommunikation kommen, müssen oft mühsam zu 
betretende Brücken gebaut werden, die alle letztlich die Abgrenzung nur 
umso deutlicher machen. 
Das Zusammenspiel von Kommunikation und Demarkation dient auch 
der Sicherung der Gruppengrenzen und damit letztlich der Feststellung von 
kollektiver Identität. Man wird annehmen können, daß sprachliche Unter-
MEHRSPRACIIlGKEIT IN DER EU: TRÄUME UND REALITÄTEN 9 
schiede als Grenzmarkierungen zwischen Gruppen schon immer eine be-
deutsame Rolle gespielt haben, ihre heutige, ideologisch überhöhte und ver-
absolutierte Bedeutung haben sie allerdings erst seit dem Zeitalter des Na-
tionalstaates, in dessen Spätphase wir heute anscheinend stehen. Die histori-
sche Konstruktion der Nationalstaaten läßt sich auch als eine Folge von An-
strengungen lesen, auf der einen Seite die sprachlichen Kommunikations-
grenzen zu erweitern und bis an die jeweiligen Staatsgrenzen heranzuführen, 
also weiträumigere Kommunikation als zuvor durch Abbau region~ler 
(=dialektaler) Unterschiede zu ermöglichen (wobei die Sprecher anderer 
Sprachen im Gebiet eines Staates möglichst assimiliert werden), auf der an-
deren Seite dafür an den Staatsgrenzen die Kommunikation zu unterbrechen 
und die Demarkation zu verstärken, um das staatliche Territorium auch zum 
kommunikativen Referenzraum werden zu lassen. Da jedoch kommunikati-
ve und staatliche Grenzen in der Blütezeit der nationalstaatlichen Konstruk-
tionen nur selten in Übereinstimmung waren, mußten die V ersuche, diese 
Prinzipien umzusetzen, zu Auseinandersetzungen führen, denn letztlich 
wendeten (fast) alle europäischen Staaten (und nach ihnen die außereuropäi-
schen) das Prinzip des Prokrustes aus der griechischen Mythologie an, d. h. 
sie versuchten, Anderssprachige innerhalb ihrer Grenzen sprachlich zu as-
similieren und gleichzeitig jenseits ihrer Grenzen lebende Mitglieder ihrer 
eigenen Sprachgruppe entweder durch Eroberung oder durch Wanderung zu 
sich zu holen. 
Diese Auseinandersetzungen zwischen den beiden Prinzipien setzen sich 
heute auf überstaatlicher Ebene fort. Zwei große Tendenzen lassen sich er-
kennen: eine, die zur Verabsolutierung der Kommunikation und mithin zur 
immer weiteren Verbreitung von einigen wenigen, am theoretischen End-
punkt des Prozesses schließlich nur noch von einer einzigen lingua franca 
führt (die am Ende nur noch /ingua wird), noch immer der Traum mancher 
Technokraten, die zweite, welche die immer stärkere Berücksichtigung der 
Demarkation fordert und für immer kleinere Gruppen eigene Sprachen 
(meist sogenannte Ausbausprachen) bereitstellt, die immer ausschließlicher 
zur Gruppenidentifikation dienen und deren kommunikativer Wert entspre-
chend sinkt. Natürlich laufen die beiden Prozesse nicht unabhängig vonein-
ander, sie bedingen sich gegenseitig. Jeder Terraingewinn des Prinzips der 
Kommunikation zieht demarkative Reaktionen nach sich, und umgekehrt. 
Es ist indes anzunehmen, daß diese beiden Tendenzen sich ab einem be-
stimmten Punkt selbst aufheben: Wenn Sprachen ausschließlich eine dieser 
beiden Funktionen erfüllen, sind sie nicht mehr voll einsetzbar, und die 
Sprecher sorgen durch ihre Praxis - auf im einzelnen sehr unterschiedlichen 
Wegen - rechtzeitig dafür, daß ein Ausgleich geschaffen wird. Dafür lassen 
sich in der Geschichte Hinweise fmden (derzeit wird man z. B. trotz aller 
modernen Medien die Einheit der großen europäischen Kolonialsprachen 
nicht als dauerhaft gesichert ansehen dürfen). Allerdings weiß man noch 
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wenig über die kritischen Punkte, an denen es zu einem Umkippen der Ten-
denzen kommen kann. 
Aufgrund dieser Erfahrungen hat sich bei manchen Forschem und Politi-
k~m mehr ode~ weniger diffus die Vorstellung etabliert, es gäbe etwas wie 
emen „~prachhc~en Darwinismus", demzufolge bestimmte Sprachen sich 
aus (meist allerdmgs außersprachlichen) Gründen durchsetzen würden an-
dere hing~~en nicht. Solche Vorstellungen lassen sich implizit bereits i~ Ri-
varols. berühmtem Te~ von 17.84 fmden, sie sollen heutzutage bisweilen das 
Vor~ng~n d~s Engli~chen mit dessen angeblicher besonderer Leichtigkeit 
erkl~?; m ~1esen beiden Fällen werden allerdings angebliche sprachliche 
Q~ahtäten .für den Erf?lg angeführt, der in Wirklichkeit auf politischem und 
w1rtscha~liche~ Gewicht beruht, also außersprachliche Gründe hat. Sicher 
macht die Erweiterung der Kommunikationsräume des einzelnen die Ver-
~endung von Verkehrssprachen notwendig, dies muß jedoch nicht notwen-
dig zur Aufgabe ?er anderen Sprachen führen, wenn man davon ausgeht, 
daß der Mensch rucht von Natur aus einsprachig ist sondern ein mehr- oder 
gar vielsprachiges Potential hat. ' 
Ein wei~eres kommt hi?ZU: Zwar vertritt heute kaum ein Sprachwissen-
schaftler d.1e Hypothese emes sprachlichen Determinismus, d. h. die Vor-
stellung, die Strukturen der Sprache prägten und limitierten die Denkstruk-
turen der Sprecher (bei Benjamin L. Whorf kann man solche Ansätze am 
d~utlichsten .finden); die Vorstellung, daß die sprachliche Verschiedenheit 
die me~c?J1che Kreativität günstig beeinflusse, ist indes weit verbreitet, 
wenn sie sich auch (noch) im strengen Sinne nicht beweisen läßt. In diesem 
Sinne wäre der Mythos des Turmbaus zu Babel nicht als Strafe oder Last für 
die Menschheit zu interpre~ieren, s~nde~ als eine Voraussetzung für ihre 
Entfaltung. Das Ende der V 1elsprach1gke1t der menschlichen Gesellschaften 
sollte es nicht, wie angedeutet, rechtzeitig durch die Praxen der Spreche; 
abgewendet werde~, kö~te. - wenn sich die Relativitätsvorstellung in der 
~argestellten oder emer ähnlichen Form nachweisen läßt - somit auch nega-
tive Folgen für die kollektive Kreativität bekommen. 
All dies~ sp~ach~e~retischen Voraussetzungen hätte eine europäische 
IV!e~sprachigke1tspolit1k, sollte sie denn greifen, mit zu berücksichtigen. Es 
gibt Jedoch noch andere Elemente. 
3. Nationalstaatliche und nationalsprachliche Traditionen: 
welche Sprachen wären zu berücksichtigen? 
Mit n~ wenigen ~usnahmen blicken die heutigen Mitglieder der EU auf ei-
ne natlonalsprachl1che Tradition zurück: Eine Sprache wurde zur offiziellen 
erklärt und mit m.ehr oder weniger Nachdruck durchgesetzt. Nur Belgien, 
~uxe~burg u_nd F1~and haben heute eine andere Tradition (allerdings läßt 
sich die heutige belgische Dreisprachigkeit auch so verstehen, daß sie nur 
aufgrund des Scheiterns einer ursprünglich nur auf das Französische setzen-
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den nationalsprachlichen Politik zum Tragen kam; bei der Gründung war 
Belgien offiziell ein ausschließlich französischsprachiger Staat). Alle Staa-
ten haben die Sprecher anderer Sprachen innerhalb ihrer Grenzen in die Si-
tuation von Minderheiten gedrängt. Dabei gibt es natürlich starke Unter-
schiede im Detail: Am einen Ende der Skala stehen heute die autonomen 
Regionen Spaniens, innerhalb derer die jeweiligen Minderheitssprachen ko-
offiziellen Status einnehmen, am anderen Ende Griechenland, das nach wie 
vor seine Minderheiten offiziell nicht anerkennt, wenn sie auch seit dem 
Ende der Obristendiktatur nicht mehr verfolgt werden. Die Unterschiede 
sind jedoch komplizierter und in sich widersprüchlicher: Derselbe Staat 
kann sich verschiedenen Minderheiten gegenüber sehr unterschiedlich ver-
halten. Während die Südtiroler in Italien heute weitgehende sprachliche und 
kulturelle Autonomie genießen, ist der Status des Sardischen nach wie vor 
prekär, obwohl, für den Sprachwissenschaftler und auch in ihrem eigenen 
kollektiven Bewußtsein, die Sarden die größte sprachliche Minderheit in 
Italien darstellen. Auch in Frankreich zeigen sich zunehmend Unterschiede 
zwischen der Behandlung der einzelnen Minderheitsgruppen; zum einen 
geht die Zentralregierung nicht überall in gleicher Weise vor, zum anderen 
machen sich auch in den einzelnen Regionen oft recht unterschiedliche 
sprachenpolitische Konzeptionen bemerkbar. Während etwa Korsen und 
Basken auf relativ viel staatliche Unterstützung bauen können, wird das 
Flämische im Westhoek kaum gefördert, und das Frankoprovenzalische 
wird vom Französischen Staat völlig ignoriert (allerdings haben sich seine 
Sprecher im Unterschied zu Korsen und Basken auch nie öffentlich zu Wort 
gemeldet und ihre Forderungen artikuliert). Auch in Spanien haben das Ara-
gonesische und das Asturische viel weniger Möglichkeiten als das Katalani-
sch~ oder das Baskische, und das aufgrund seiner Unterdrückung und Dif-
famierung kaum noch gesprochene Ca/6 der Gitanos wird in keinem offizi-
ellen Text auch nur erwähnt. Ähnliche Bemerkungen ließen sich für alle an-
d~r~n Staaten machen, denn irgendwelche Gruppen werden immer benach-
teiligt. So hat das gegenüber der schwedischen Minderheit vorbildliche 
Fi~land. (das Schwedische ist zweite offizielle Sprache) die Samen lange 
Zeit völhg vernachlässigt. Dabei werden natürlich die Sprachen und ihre 
Sprecher weitgehend gleichgesetzt: das Ca/6 wird nicht deshalb diskrimi-
niert, weil es eine Sprache ist, die niemand beherrscht, sondern weil es die 
Sprache einer diskriminierten Außenseitergruppe ist. 
Wä?rend h~ute ~den meisten Staaten die Lage der (meisten) autochtho-
nen Minderheiten sich gebessert hat, hat die Anerkennung der Sprachen der 
Zuwanderer nur bescheidene Fortschritte gemacht, und das, obwohl die be-
troffenen Gruppen zum Teil sehr zahlreich sind (man denke an die Türken in 
Deu~chl~d oder _an die Maghrebiner in Frankreich) und andererseits längst 
deutlich ist, d~ em erheblicher Teil der sogenannten Arbeitsmigranten sich 
aller Voraussicht nach definitiv in EU-Staaten niederlassen werden. Zwar 
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bieten einige Länder, oft in Zusammenarbeit mit den Herkunftsstaaten, Un-
terrichtsmöglichkeiten in den Sprachen an, bevorzugen dabei aber vielfach 
die Staatssprachen der Herkunftsländer, obwohl die Angehörigen kulturel-
ler, sprachlicher und religiöser Minderheiten bei der Emigration gewöhnlich 
stark überrepräsentiert sind. Andererseits werden kaum irgendwelche 
Schritte unternommen, um den Sprechern dieser Sprachen Minderheits-
rechte im Aufuahmeland zu gewähren, obwohl ihre Sprecherzahlen heute oft 
bei weitem höher sind als die der autochthonen Minderheiten. Daß damit 
auch viel „kulturelles Kapital" mit dem Potential, das es bergen könnte, gar 
nicht wahrgenommen wird, sei nur ganz am Rande vermerkt. 
Alle EU-Staaten haben daher, in größerem oder geringerem Ausmaß eine 
sprachenpolitische Vergangenheit (und teilweise noch Gegenwart), welche 
bestimmte sprachliche Gruppen benachteiligt bzw. zu assimilieren sucht und 
somit letztlich auch zwischen solchen Sprachen unterscheidet, die förde-
rungswürdig sind und solchen, die getrost verschwinden können. In der Tat 
sind eine Reihe von in Europa gesprochenen Sprachen verschwunden (eine 
biologistische Sichtweise würde hier die Verben „gestorben", „getötet wor-
den" o. ä. nahelegen, denn nach solchen Vorstellungen sterben Sprachen be-
kanntlich). Das bedeutet auch, daß alle EU-Staaten auch solche 
„glottophagen" (L. J. Calvet) Traditionen haben, welche auf der Ebene der 
EU leicht wiederbelebt werden könnten, nach dem Prinzip: Wieviel Mehr-
sprachigkeit kann die EU vertragen? Oder, noch zynischer: Wieviel Mehr-
sprachigkeit (und damit: wieviel Gleichberechtigung) ist opportun? Das in 
diese Richtung weisende utilitaristische Argument hinsichtlich der Kosten 
des europäischen Übersetzungsdienstes ist allgemein bekannt. 
Damit soll jetzt nicht einem europäischen Sprachenmuseum das Wort ge-
redet werden. Sprachen werden verwendet oder nicht verwendet, ihre Spre-
cher haben das gute Recht, sie auch aufzugeben. Allerdings können die Exi-
stenzbedingungen von Sprachen von den gesellschaftlichen Kräften sehr 
unterschiedlich gestaltet werden, sie können würdig oder diskriminierend 
sein. Auch in der jüngsten Vergangenheit noch fand die Assimilierung an 
offizielle Sprachen sehr oft deshalb statt, weil die Minderheitensprachen 
heftigen sozialen Vorurteilen unterlagen, die erst ganz allmählich abgebaut 
werden (und rasch wiederbelebt werden können). Staatliche Politik kann ih-
ren Teil dazu beitragen, daß solche Haltungen immer schwächer werden, 
und sie kann durch überproportionale Förderung in der Vergangenheit ge-
schehenes Unrecht teilweise kompensieren (Henri Giordan schlug dafür 
1981 den Terminus der historischen Reparation vor). Nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. 
Wir wissen heute nur zu genau, welche Bedeutung solche diskriminie-
renden Vorstellungen, die vielfach unbewußt bei den Verantwortlichen ver-
ankert sind, für politische und gesellschaftliche Entscheidungen von höch-
ster Tragweite bekommen können. Es wäre daher dringend zu wünschen, 
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daß d. Staaten der EU bevor sie zu sprachenpolitischen. Entschlüssen ie ' l" · h V nh . t d schreiten, sich mit ihrer jeweiligen sprachenpo 1t1~c en ergange . e1 un 
den gemeinsamen ideologischen Grundlagen all dieser Praxen aus~m~de!­
setzen. Für den Sprachwissenschaftler sin~ al~e Sp~chen grundsatz~1ch_ m 
gleicher Weise leistungsfähig, Sprachen, d1~ für b~stunm~e ko~urukat1ve 
Aufgaben noch nicht verwendet.wurde~, k~nnen Je~erze1t v~n ~hren Spre-
chern ausgebaut werden. Dafür gibt es h1stonsch genug~~d Be1sp1el~. . 
Eine wirkliche europäische Mehrsprachigkei~poht1k kann e1~enthch 
nicht bei der Verteidigung der Staatssprachen beginnen, sondern sie sollte 
zumindest vorher darüber nachdenken, welche Politik der Verdrängung vor-
ausgegangen ist und welche Revisionen zuvor erfolgen könnten/müßten. 
4. Theorie und Praxis 
Wenn wir von der bislang hier verfolgten qualitativen Argumentation auf 
eine quantitative übergehen, müssen. wi~ natürli:h _festst~llen, daß trotz der 
theoretisch gleichwertigen kommun1kat1ven Moghchke1ten aller Sprachen 
beträchtliche Unterschiede bestehen. Zum einen in der Zahl der Sprecher der 
jeweiligen Sprachen und damit in deren kommuni~tiv~r Reic~w:ite, ~m 
anderen aber auch in der Realisierung der kommunikativen Moghchke1ten 
in bestimmten Bereichen. Manche fachsprachlichen Bereiche werden nur in 
wenigen Sprachen realisiert, im Grenzfall in einer ei~igen (das ist _oft,. aber 
bei weitem nicht immer, das Englische). Daher hat Jeder Kommun1kat1ons-
akt in einer dieser Sprachen größere Erfolgsaussichten als in einer wenig ge-
sprochenen und wenig ausgebauten Kleinsprache, und zwar in d~m doppel-
ten Sinne, daß die Botschaft voraussichtlich mehr Adressaten erreichen, aber 
auch mehr (kompetente) Antworten erwarten kann. 
In der öffentlichen Kommunikation über die Medien, deren Vorbildwir-
kung für unser aller kommunikatives Verhalten wahrscheinlich immer grö-
ßer wird, ohne daß wir uns dessen in genügendem Maße bewußt werden, 
wird dieser Faktor dadurch potenziert, daß immer mehr gewichtige Medien 
in englischsprachigen Händen sind. Die wichtigsten Sender sind US-
amerikanisch, wer mit ihnen in Konkurrenz treten will, muß zur Verbesse-
rung der eigenen Ausgangslage ebenfalls diese Sprache wählen. Die Folge 
davon ist, daß viele politische (aber auch andere) Mitteilungen von einiger 
Bedeutung in dieser Sprache gemacht werden, oft von Sprechern, die sich 
sichtlich mit der von ihnen verwendeten Sprache schwertun - zur Bestäti-
gung dieser Behauptung genügt es, die Nachrichten irgendeiner Fernse~s~­
tion zu verfolgen. Ein Beispiel: In den Kulturnachrichten des österre1ch1-
schen Fernsehens ist Englisch üblicherweise die Interviewsprache. Es 
kommt also häufig vor, daß französisch- oder spanischsprachige Künstler 
Erklärungen auf Englisch abgeben, das sie sichtlich nur mühsam beherr-
schen. Wenn schon so weitverbreitete Sprachen wie Spanisch und Franzö-
sisch dem Englischen geopfert werden, welche Hoffnung ergibt sich da für 
14 GEORG KREMNITZ 
eine vielseitigere Sprachenverwendun ( k„ . . 
lieh die Folgen dieses Verhaltens au~ d~: I~nn~: s~nnv.?11 se1:°, gelegent-
schaften zu untersuchen)? a e er uberrruttelten Bot-
Natürlich ist die EU nicht Herrin d .. . . 
anderer Medien. Aber sie verhält s· h. e~ osterre1chis~hen ~ernsehens oder 
der öffentlichen Erklärungen ist d~ E: 1trs:l~n W~ise: Die ~inguafranca den eigenen Grundsätzen. Dab . „ g sc e, etzthch im _W 1derspruch zu 
leicht vorstellbar, daß die öffen~~i;h~: ~\~~hon ausdsymbohsch~n Gründen, 
ehe des jeweiligen Sprechers erfolgen ~:;:ngen_ er EU eben m der Spra-
setzt werden. ann m andere Sprachen über-
Damit vollzieht die politische Praxis h . insbesondere in der Werbun bereits nur ?.ac. 'w~ m der Wirtschaft und 
Zweige der wissenschaftlicheng Forschun alltägh~h _1St. ~uch verschiedene 
schließlich auf Englisch. Allerdings . l d".er~tän~ig~n sich heute fast aus-
während Englisch eben die Fachspras~ ie h obva!1onen unterschiedlich: 
worden ist und dort eine ähnliche R ~l e m.ar:c ~r W_~ssenschaftszweige ge-
öffentliche Wirkung im Bereich d o ~ sb1e t wie friiher ~as Latein, ist die 
größer. Teilweise ist sie allerding:r par:~ ~g.;nd d_er W~rtschaft ungleich 
stimmter Anzeigen nicht verstehe d o~. ß e~ ich die In-Sprache be-
als zur Zielgruppe gehöri , an 'h ann sc ie e ich daraus, daß ich nicht 
Interesse. Global kommt ~s a~~s~i en ~r~e ~~ verliere meinerseits das 
Richtung auf das Englische dessen ~~~ eise Je och zu einem Druck in 
als selbstverständlich sugg;riert w1"rd Aerrsc?unghals unerläßlich, aber auch 
dah 
. · us w1rtsc aftsnahen Kr · k 
er auch das germgste Verständn. für eisen ommt 
kultureller Vielfalt, denn dort wirds kult!.~~!e~gen ~ach sp~achlicher und 
stenfaktor gesehen. Natürlich ist sie das h ersc~1ede~e1t nur als Ko-
lich. Das Argument auf die Spitze etriei:': •-~her. siehe~. mcht ausschließ-
unfreiwillige Bestätigung für die g ~are eme spate_ und wohl auch 
volution eines Mao Tse-tung. grauen een der Arbeit der Kulturre-
Dennoch wird dieses Leitbild in ab esch ä h 
umgesetzt: Fast überall ist Englisch die e~te ;d ch.~e~ F~~ :iu~h politisch 
Fremdsprache. Fast überall bedeutet 1 t . . au Jg ie emzige gelehrte 
Unterrichts Maßnahmen zur Förde n e~s1v1~run~ es fremdsprachlichen 
richtig erinnere kam nur in · . ~g es -~ghschen. Wenn ich mich 
. . . • emer emz1gen der uber zwanz" .. . 
itiat1ven des oben erwähnten Sprachensie l . Ö . ig pram1erten In-
das Englische nicht vor. Alle anderen S ge s m . sterre1ch im Jahre 1998 
scheidene Rolle. Natürlich wird das E p::'c~endsp~len daneben nur eine be-:::,e~;: :::.:.. zuletzt von .re."~1:0 •.,,"~:;~:,';;'~:'!:~; 
Nur wird dabei leicht außer Acht el daß 
einen solchen Stab besitzt später auc: ta~~e~. h iJennoch ni~ht jeder, der 
bedarf das Englische soli es der ihm sac ic arschall wrrd. Natürlich 
gerecht werden, eine; hohen Zahl von ~!:~~~tend_Rolle. als. lingua fr<;Inca n, 1e es m emem gewissen 
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Umfang beherrschen. Wenn es jedoch genügend weit verbreitet ist, dann 
sinkt damit sein distinktiver Wert. Wenn alle Englisch können, ist Englisch 
eben kein Marschallstab mehr. Und schon jetzt ist die Bedeutung des Engli-
schen für viele Sprecher eine mehr oder weniger fiktive. Den wirklichen 
Wert - nicht zuletzt auf dem Arbeitsmarkt - bilden heute Kenntnisse in we-
niger verbreiteten Sprachen. Das ist auch leicht verständlich: Wichtigste 
Fremdsprachen auf den Straßen Wiens sind Ungarisch, Tschechisch und 
Italienisch. Sie zu beherrschen wäre hier kommunikativ nützlich. In Berlin 
wären Türkischkenntnisse für die Kommunikation auf der Straße wahr-
scheinlich sinnvoll. Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Damit soll nicht 
gegen das Englische polemisiert werden, nicht einmal gegen seinen Primat 
(das wäre wohl derzeit auch ein Kampf gegen Windmühlen), nur gegen sei-
ne immer stärker bemerkbare Ausschließlichkeit in vielen Bereichen. 
Mit ihrer kommunikativen Praxis unterlaufen die Politiker und Beamten 
der EU - wenn sie auch bei weitem nicht die einzigen sind - ihre eigenen 
politischen Forderungen und leisten einem monopolistischen Sprachen- und 
Kulturverständnis Vorschub, das sie selbst - in meinen Augen mit Recht -
als den europäischen Traditionen zuwiderlaufend (das wäre noch kein Ar-
gmrtent) und vor allem als abträglich für ein pluralistischen Konzept von 
Sprache, Gesellschaft und nicht zuletzt Kreativität erklärt haben. Wenn nicht 
eine andere Praxis in absehbarer Zeit die deklarierte Politik umzusetzen be-
ginnt, dann fürchte ich, daß in einer absehbaren Zukunft die Kultur Europas 
aus ebenso blühenden Wüstenlandschaften bestehen wird, wie es die Indu-
striegebiete der ehemaligen DDR gemäß dem Versprechen des damaligen 
deutschen Kanzlers Kohl nach 1990 waren. Und welche Mühen kostet es 
nach wie vor, die Wüste wieder zum Leben zu bringen? 
5. Was tun? 
Sprachenpolitik ist ein heikles Geschäft, wie jeder weiß. Zu häufig gehen ih-
re Gewehre nach hinten los, vor allem wenn die politischen Absichten den 
kommunikativen Realitäten entgegenlaufen. Dennoch wissen wir auch, daß 
überlegte Sprachenpolitik kommunikative Möglichkeiten für Sprachen (vor 
allem aber für ihre Sprecher) eröffuen kann, indem sie die Verwendung die-
ser Sprachen kommunikativ und sozial rentabel werden läßt. Sie kann im-
mer nur ein Angebot an Sprecher sein, und sie muß sich häufig genug auf 
anderen Feldern als denen sprachlicher Regelungen bewegen. Erst der wei-
tere Verlauf wird zeigen, ob die Sprecher ein solches Angebot annehmen 
und auf die Dauer Kompetenz in Performanz verwandeln. 
Eine erste Forderung an die europäischen Politiker wäre, daß sie mit der Fo~derun~ der Mehrsprachigkeit selbst Ernst machen und Europa sich 
(wieder) m mehr Sprachen äußert, auch in den symbolisch bedeutsamen 
Kundgaben nach außen. 
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Dazu gehört eine Diversifizierung der Schulsprachenpolitik in allen Mit-
gliedstaaten der EU. Sie bedeutet zum einen eine Ausweitung des Angebots 
an Sprachen, wobei neben die traditionell gelehrten Fremd-Sprachen (wie 
Englisch, Französisch, Deutsch und wenige andere) vor allem die Sprachen 
der jeweiligen Nachbarn zu treten hätten, aber auch die Sprachen der au-
tochthonen und der zugewanderten Minderheiten. Allerdings sollten darüber 
die Sprachen anderer Teile der Erde nicht völlig aus dem Blick geraten. Zur 
Diversifizierung der (Schul-) Sprachenpolitik gehört aber auch ein ver-
stärktes Angebot in Teilkompetenzen: Lesekurse, aber auch Konversations-
kurse können Selbstzweck sein, aber auch die Grundlage für eine spätere 
erweiterte Kompetenz bilden. Nicht zuletzt sollte gerade im Bereich des 
Spracherwerbs der Gedanke des lebenslangen Lernens immer stärker Raum 
greifen: Es ist relativ unsinnig, wenn Kinder in der Schule ohne Motivation 
später „möglicherweise nützliche" Sprachen lernen, dort sollten sie Spra-
chen lernen, die sie auch relativ unmittelbar anwenden können; dabei sollten 
sie jedoch vor allem das Lernen von Sprachen erlernen, damit sie später 
immer wieder auf diese Fähigkeit zurückgreifen können, wenn es notwendig 
oder sinnvoll wird. 
Eine gewichtige Forderung ist die nach Abbau der sprachlichen (und da-
mit verbundenen) Vorurteile und die Akzeptanz der Unterschiede. Fran9ois 
Mitterand hat im Wahlkampf von 1981 das schöne Wort vom „droit a la 
diffärence" geprägt, das dann leider in der Folge politisch nicht umgesetzt 
wurde. Vielleicht kann es noch eine späte Blüte in der gesamten EU finden. 
Dazu gehört natürlich auch eine Neubewertung der Sprachen der Minder-
heiten und die Erweiterung ihrer kommunikativen Funktionen. Dazu gehört 
aber ebenso eine neue, nicht finalistische Reflexion über die Geschichte der 
Sprachen Europas, über ihre einst verspielten Möglichkeiten und über die 
Chancen, die sie heute haben. Die Aufarbeitung dieser Geschichte - unter 
anderem verbunden mit der Frage nach den Opfern, welche der (sprachliche) 
Nationalismus und seine Vorläufer gekostet haben - scheint mir eine letzt-
lich unumgängliche Voraussetzung für einen Neuanfang, der der Forderung 
der EU nach Mehrsprachigkeit gerecht werden will. 
Träume und Hoffnungen genügen nicht, um in der EU eine lebendige und 
lebensfähige mehrsprachige Realität aufzubauen. Dazu bedarf es einer Poli-
tik, welche von den historisch entstandenen Realitäten ausgeht, diese aber 
auch in schöpferischer Weise zu überwinden vermag und vor allem - will. 
D~ Gesetz des Dschungels, Grundprinzip eines sich liberal nennenden Ka-
pitalismus, der mit Laisser-Aller die Durchsetzung des jeweils Stärkeren 
meint, würde zu einem anderen Resultat führen. Es enthielte allerdings not-
wendig in sich auch seine eigene Aufhebung. 
